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Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Abgeordnetengesetzes 
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A. Problem 

1. Die Entschädigung der Mitglieder des Deutschen Bundes- 
tages ist im Februar 1977 auf 7 500 DM monatlich festge- 
setzt und ab 1. Juli 1983 um 4,26 v. H. auf 7 820 DM ange- 
paßt worden. 

Diese Anpassung hat keinen Ausgleich für die seit 1977 
eingetretene reale Einkommensverschlechterung bewirkt, 
sondern lediglich den bisherigen Zustand festgeschrieben. 

Um ein weiteres Absinken der Realeinkommen der Mit- 
glieder des Deutschen Bundestages zu verhindern, ist eine 
Anpassung der Entschädigung erforderlich. 

2. Nach § 30 des Abgeordnetengesetzes erstattet der Präsi- 
dent dem Deutschen Bundestag im Benehmen mit dem 
Ältestenrat jährlich bis zum 31. Mai einen Bericht über die 
Angemessenheit der Entschädigung im Sinne des Artikels 
48 Abs. 3 des Grundgesetzes und legt zugleich einen Vor- 
schlag zur Anpassung der Entschädigung (§§ . und 12 
Abs. 2) vor. Der Deutsche Bundestag berät und b .nließt 
unter Berücksichtigung dieses Vorschlages mit Wirkung 
vom 1. Juli desselben Jahres. 

Mit Bericht vom 24. Mai 1984 hat der Präsident dem Deut- 
schen Bundestag eine Anpassung der Entschädigung um 
2,3 V. H. von 7 820 DM auf 8 000 DM vorgeschlagen. 

3. Die Entschädigung der deutschen Mitglieder des Europäi- 
schen Parlaments ist im April 1979 ebenfalls auf 7 500 DM 
festgesetzt und ab 1. Juli 1983 auf 7 820 DM angehoben 
worden. Für sie gilt das gleiche wie für die Entschädigung 
der Mitglieder des Deutschen Bundestages. 

4. Die Kostenpauschale ist im Februar 1977 auf 4 500 DM 
festgesetzt und ab 1. Juli 1983 auf 4 700 DM erhöht worden. 
Trotz dieser Anpassung besteht auf Grund der Preisent- 
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Wicklung seit 1977 noch ein Rückstand von über 30 v. H. 
Außerdem sind die Lebenshaltungskosten von Juli 1983 bis 
Juli 1984 um 2,2 v. H. gestiegen. 

Der Präsident hat in seinem Bericht vom 24. Mai 1984 vor- 
geschlagen, die Kostenpauschale um 2,1 v. H. auf 4 800 DM 
zu erhöhen. 


B. Lösung 

1. Die Entschädigung nach § 11 wird um 2,3 v.H. von 7 820 
DM auf 8 000 DM angehoben. 

2. Die Entschädigung der deutschen Mitglieder des Europäi- 
schen Parlaments wird wie die Entschädigung der Mitglie- 
der des Deutschen Bundestages um 2,3 v. H. von 7 820 DM 
auf 8 000 DM angehoben. 

3. Die Kostenpauschale nach § 12 Abs. 2 wird um 2,1 v. H. von 
4 700 DM auf 4 800 DM erhöht. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

1984: 1,2 Mio. DM 
1985: 2,4 Mio. DM 
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Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Abgeordnetengesetzes 
und des Europaabgeordnetengesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mit- 
glieder des Deutschen Bundestages (Abgeordneten- 
gesetz — AbgG) vom 18. Februar 1977 (BGBl. I 
S. 297), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. De- 
zember 1983 (BGBL I S. 1513), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Zahl „7 820“ durch die 
Zahl „8 000“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird die Zahl „7 820“ durch die 
Zahl „8 000“ und die Zahl „3 910“ durch die 
Zahl „4 000“ ersetzt 

2. In § 12 Abs. 2 wird die Zahl „4 700“ durch die 
Zahl „4 800“ ersetzt 


Artikel 2 

Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mit- 
glieder des Europäischen Parlaments aus der Bun- 
desrepublik Deutschland (Europaabgeordnetenge- 
setz — EuAbgG) vom 6. April 1979 (BGBL I S. 413), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 22. Dezember 
1983 (BGBL I S. 1513), wird wie folgt geändert: 

In § 9 wird die Zahl „7 820“ durch die Zahl „8 000“ 
ersetzt. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1984 
in Kraft. 


Bonn, den 11. Dezember 1984 


Dr. Dregger, Dr. Waigel und Fraktion 
Dr. Vogel und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 


Zu Artikel 1 Nr. 1 

Allgemeines 

Im Bericht gemäß § 30 des Abgeordnetengesetzes 
kommt der Präsident des Deutschen Bundestages 
zu folgender Feststellung: 


Da noch keine ausreichenden neuen Daten vorlie- 
gen, wurde auf die Zahlen nach dem Stand von 1983 
zurückgegriffen, die unbeschadet der maßvollen 
Anhebung vom Dezember 1983 noch immer einen 
erheblichen realen Rückstand im Vergleich zur all- 
gemeinen Einkommensentwicklung seit 1977 aus- 
weisen. 


„Die in den Jahren 1977 bis 1983 entstandene 
Kluft zwischen der Abgeordnetenentschädigung 
und der allgemeinen Einkommens- und Preisent- 
wicklung ist auch unter Berücksichtigung der An- 
passung durch das Gesetz vom 22. Dezember 
1983, die mit etwas über 4 v. H. lediglich die Stei- 
gerungsraten nur des Jahres 1983 berücksichtig- 
te, nicht geschlossen worden. Nach wie vor be- 
steht der nur unwesentlich verringerte, im Hin- 
blick auf die oben dargestellten allgemeinen Kri- 
terien einer angemessenen Entschädigung nicht 
annehmbare Abstand zur allgemeinen Einkom- 
mensentwicklung, besonders im Hinblick auf die 
Besoldung der Beamten des höheren Dienstes, 
der kommunalen Wahlbeamten sowie der Mini- 
ster und Parlamentarischen Staatssekretäre.“ 

Durch das Gesetz vom 22. Dezember 1983 wurde 
dem Präsidenten des Deutschen Bundestages auf- 
gegeben, jährlich bis zum 31. Mai über die Ange- 
messenheit der Entschädigung im Sinne des Arti- 
kels 48 Abs. 3 des Grundgesetzes zu berichten und 
einen Vorschlag zur Anpassung der Entschädigung 
vorzulegen. 

Der vom Präsidenten des Deutschen Bundestages 
gemäß § 30 des Abgeordnetengesetzes am 24. Mai 
1984 vorgelegte Bericht (Drucksache 10/1497) ent- 
hält folgenden Vorschlag: 

„Die Entwicklung der allgemeinen Einkommen 
einerseits und der Abgeordnetenentschädigung 
andererseits von 1977 bis heute zeigt, daß auch 
unter Einrechnung der Anhebung vom Dezember 
1983 noch ein Rückstand der Abgeordnetenent- 
schädigung in Höhe von ca. 36 v. H. besteht. Wenn 
ein weiteres Absinken des Realeinkommens der 
Mitglieder des Deutschen Bundestages verhin- 
dert werden soll, wäre eine Erhöhung der steuer- 
pflichtigen Entschädigung nach § 11 AbgG um 
2,3 V. H. erforderlich. 

Für die Kostenpauschale nach § 12 Abs. 2 AbgG, 
die kein Einkommen darstellt, sondern einen 
Ausgleich für mandatsbedingte Aufwendungen, 
zeigt die Entwicklung von 1977 bis heute, daß 
auch bei eingerechneter Anhebung vom Dezem- 
ber 1983 noch ein Rückstand von über 30 v. H. 
besteht. Hier wäre daher eine Erhöhung um 
2,1 V. H. erforderlich.“ 

Der vorliegende Gesetzentwurf folgt dieser Emp- 
fehlung, indem er eine geringe Erhöhung der Ent- 
schädigung und der Kostenpauschale vor sieht. 


Von den Durchschnittseinkommen, die für die An- 
passung des Jahres 1983 herangezogen wurden, lie- 
gen heute nur diese Daten vor: 


— Durchschnittliche Bruttostun- 
denverdienste der Arbeiter in 
der Industrie 

— Durchschnittliche Bruttomo- 
natsverdienste der Angestell- 
ten in Industrie und Handel 


Die durch- 
schnittliche Er- 
höhung der 
Löhne und Ge- 
hälter im 

Jahre 1984 
liegt bei 

3,3 V. H. 


— Renten der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung 


3,4 V. H. (abzüg- 
lich 2% Kran- 
kenversiche- 
rungsbeitrag 
ab 1. Juli 1984) 


— Sozialhilfe (rechnerischer 
Durchschnitt des Eckregelsat- 
zes) 

— Dienst- und Versorgungsbe- 
züge im Öffentlichen Dienst 

— Vergütungen der Angestellten 
und Löhne der Arbeiter im öf- 
fentlichen Dienst (Mittelwert) 


— Arbeitslosengeld 

— Arbeitslosenhilfe (durch- 
schnittliche Nettoleistung an 
einen Zahlungsempfänger) 


3,19 V. H. 

(Nordrhein- 

Westfalen) 

3,2 V. H. ab 
1. Januar 1985 
(einmalige 
Zahlung von 
240 DM für 
1984) 

Die durch- 
schnittlichen 
Nettoleistun- 
gen haben sich 
von Juli 1983 
^bis Juli 1984 
um 

- 2,29 V. H. 

H 0 V. H. 

verändert. 


Bei der Anhebung der Kostenpauschale wurde von 
einer Steigerung der Lebenshaltungskosten in der 
Zeit von Juli 1983 bis Juli 1984 um 2,2 v. H. ausge- 
gangen. 


Im einzelnen 

Um ein weiteres Absinken des Realeinkommens 
der Mitglieder des Deutschen Bundestages zu ver- 
hindern, wird die Entschädigung nach §11 AbgG 
von 7 820 DM auf 8 000 DM festgesetzt. Der Anpas- 
sungsbetrag von 180 DM entspricht einer Steige- 
rung von 2,3 V. H. und liegt unter den für das Jahr 
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1984 vorliegenden Steigerungen der o. a. Durch- 
schnittseinkommen. 

Die Erhöhung der Entschädigung soll ab 1. Juli 1984 
eintreten, so daß auf das Jahr 1984 lediglich eine 
Steigerung von 1,15 v. H. entfällt. 

Bei der Kostenpauschale nach § 12 Abs. 2 geht es 
nicht wie bei der Entschädigung nach § 11 um eine 
Beendigung des realen Einkommensrückganges, 
sondern um einen Ausgleich für reale Kostensteige- 
rungen, die von den Mitgliedern des Deutschen 
Bundestages unausweichlich zu tragen sind. Die 
Kostenpauschale soll daher von 4 700 DM auf 


4 800 DM angehoben werden. Der Erhöhungsbetrag 
von 100 DM entspricht einer prozentualen Steige- 
rung von 2,1 V. H. 

Zu Artikel 2 

Die Mitglieder des Europäischen Parlaments erhal- 
ten wie die Mitglieder des Deutschen Bundestages 
eine Entschädigung von 7 820 DM; sie wird zum 
gleichen Zeitpunkt wie die Entschädigung nach § 1 1 
des Abgeordnetengesetzes auf 8 000 DM festge- 
setzt. 

Auf die Begründung zu Artikel 1 Nr. 1 wird ver- 
wiesen. 
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